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Preußiſche Geſetzſammlung 
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Inhalt: Allgemeine Verfügung über die Feſtſetzung von Pauſchvergütungen für Dienſtreiſen nach nahe 
gelegenen Orten, S. 213. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch 
die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 215. 


(Nr. 11161.) Allgemeine Verfügung über die Feſtſetzung von Pauſchvergütungen für Dienft- 
reiſen nach nahe gelegenen Orten. Vom 13. Oktober 1911. 


Auf Grund des 9 des Geſetzes, betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten, 
vom 26. Juli 1910 Geſetzſamml. S. 150) wird folgendes beſtimmt: 


8 1. 


Für Dienſtreiſen nach nahe gelegenen Orten und zurück, die mit der 
Eiſenbahn, der Kleinbahn oder dem Schiffe ausgeführt werden und an demſelben 
Tage angetreten und beendet werden können, werden an Stelle der in dem 
Reiſekoſtengeſetze vom 26. Juli 1910 und den Ausführungsbeſtimmungen vom 
24. September 1910 vorgeſehenen Reiſekoſten die im § 2 feſtgeſetzten Pauſch⸗ 
vergütungen gewährt. 

Als nahe gelegen im Sinne dieſer Verfügung gilt ein Ort, wenn die bei 
einer Berechnung der Fahrkoſten maßgebende Entfernung zwiſchen ihm und dem 
Wohnorte (bei Reiſen, die am Urlaubsort angetreten und beendet werden, zwiſchen 
ihm und dem Urlaubsorte) nicht mehr als 30 Kilometer beträgt und wenn 
zwiſchen beiden Orten ein Vorort, Stadt-, Ring⸗ oder Straßenbahnverkehr beſteht 
oder in ſonſtiger Weiſe mit den im Abſ. 1 genannten Verkehrsmitteln täglich von 
6 Uhr morgens ab in jeder der beiden Reiſerichtungen eine mindeſtens achtmalige 
fahrplanmäßige Verbindung vorhanden iſt. Werden auf einer Reiſe mehrere 
Geſchäftsorte berührt, ſo gelten ſie als nahe gelegen, wenn jeder einzelne Ge⸗ 
ſchäftsort von dem Wohnorte (Urlaubsorte) wenigſtens in einer Reiſerichtung 
nicht mehr als 30 Kilometer entfernt liegt und wenn zwiſchen den einzelnen 
Orten in beiden Reiſerichtungen die im vorſtehenden Satze angegebenen günſtigen 
Verkehrsverbindungen beſtehen. 

Die Pauſchvergütung nach § 2 wird auch gewährt, wenn die Dienſt⸗ 
geſchäfte an einem nahe gelegenen Orte nicht an einem Tage beendet werden 
und der täglichen Rückkehr des Beamten nichts entgegenſteht. 

Geſetzſammlung 1911. (Nr. 11161.) 41 
Ausgegeben zu Berlin den 6. November 1911. 
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§ 2. 
Es erhalten die im § 1 des Reiſekoſtengeſetzes genannten Beamten 
i en 16 Mark, 

» 11 8 14 
½gz„ñ„ 12 

1 A 
„F ES IR ee nern 8 
)) ⁵Üͤ¹ͤ—-rnrn‚n 3 
JJJJCVTVVVVVCCT wer 


5 

Die Pauſchvergütung der Beamten unter I bis IV erhöht ſich 

um 2 Mark, wenn für die ganze Strecke der Fahrpreis für die erſte 

Eiſenbahnwagenklaſſe bezahlt iſt, die der Beamten unter V bis VI 

um 1 Mark, wenn für die ganze Strecke der Fahrpreis für die zweite 
Eiſenbahnwagenklaſſe oder die erſte Schiffsklaſſe bezahlt iſt. 

Sind dem Beamten auf der ganzen Strecke die von ihm benutzten Ver⸗ 

kehrsmittel (§ 1 Abſ. 1) unentgeltlich zur Verfügung geſtellt worden, ſo beträgt 

die Pauſchvergütung: 
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Überfteigen die in den vorftehenden Abſätzen feſtgeſetzten Pauſch⸗ 
vergütungen diejenigen Beträge, welche den Beamten nach den ſonſt 
anzuwendenden Vorſchriften zuſtehen würden, ſo erhalten ſie nur die ge⸗ 
ringeren Beträge. 

Ge: 

Die im § 2 Abſ. 1 bezeichneten Pauſchvergütungen werden auch gewährt, 
wenn der Beamte die Eiſenbahn, die Kleinbahn oder das Schiff nicht benutzt 
hat. Hat aber der Beamte dabei ſtatt der Eiſenbahn, der Kleinbahn oder des 
Schiffes ein unentgeltlich geftelltes Verkehrsmittel benutzt, deſſen Koſten aus ſtaat⸗ 
lichen Kaſſen beſtritten werden, ſo erhält er die im § 2 Abſ. 2 bezeichnete Pauſch⸗ 
vergütung. 

84. 
Auslagen des Beamten für die Beförderung von Akten, Karten, Geräten 


uſw., deren er zur Erledigung des Dienſtgeſchäfts bedarf, ſowie Schnellzugs⸗ 
zuſchläge werden geſondert erſtaͤttet. 
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Hat der Beamte auf der Dienſtreiſe höhere Beträge aufwenden müſſen, 
als die Pauſchvergütung beträgt, ſo werden ihm die Mehrauslagen bis zur Höhe 
der Vergütung, welche nach den ſonſt anzuwendenden Vorſchriften zu gewähren 
wäre, erſtattet. Der Beamte hat zu dieſem Zwecke ſeine Auslagen nach den 
einzelnen Arten ſummariſch geordnet anzugeben; eine Belegung iſt nicht erforderlich. 


§ 5. 

Dieſe Verfügung gilt nicht für Reiſen, für welche an Stelle der in dem 
Reiſekoſtengeſetz und den Ausführungsbeſtimmungen vom 24. September 1910 
vorgeſehenen Vergütungen gemäß $ 17 oder $ 8 Abſ. 2 Satz 1 oder $ 9 des 
Reiſekoſtengeſetzes anderweitige Beträge in anderer als der in dieſer Verfügung 
vorgeſehenen Weiſe feſtgeſetzt ſind oder feſtgeſetzt werden. 


§ 6. 

Dieſe Verfügung gilt nicht für Reiſen, die zum Zwecke der Erledigung 
von Dienſtgeſchäften im Auslande ganz oder teilweiſe außerhalb des Reichsgebiets 
ausgeführt werden. 

Berlin, den 13. Oktober 1911. 


Königliches Staatsminiſterium. 


v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. v. Heeringen. 
Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 


1. das am 2. September 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ucker⸗ 
Meliorationsgenoſſenſchaft in den Kreiſen Prenzlau, Templin und Anger⸗ 
münde zu Seehauſen im Kreiſe Angermünde durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Sonderausgabe 
S. 705, ausgegeben am 9. September 1911; 

das am 2. September 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Melio⸗ 
rationsgenoſſenſchaft Mechernich-Breitenbenden in Mechernich im Kreiſe 
Schleiden durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 75 
S. 417, ausgegeben am 5. Oktober 1911; 


1 


3. der am 7. September 1911 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem 
Statute der Wieſenmeliorationsgenoſſenſchaft im Gebiete des mittleren 
Ibitzgrabens in Bretwiſch im Kreiſe Grimmen vom 27. Mai 1906 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stralſund Nr. 40 S. 202, 
ausgegeben am 5. Oktober 1911; 

4. der Allerhöchſte Erlaß vom 7. September 1911, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Barmen für die Ausführung 
und Sicherung einer Talſperre im Kerſpetale ſowie für die Legung einer 
Rohrleitung nach der Stadt Barmen, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Düſſeldorf Nr. 41 S. 423, ausgegeben am 7. Oktober 1911; 

5. das am 8. September 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Melio⸗ 
rationsgenoſſenſchaft am Landwehrgraben in Dabergotz im Kreiſe Ruppin 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt 
Berlin Nr. 40 S. 793, ausgegeben am 6. Oktober 1911; 

6. der Allerhöchſte Erlaß vom 18. September 1911, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Halle a. S. für Zwecke 
der ſtädtiſchen Waſſerverſorgung, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Merſeburg Nr. 42 S. 385, ausgegeben am 21. Oktober 1911; 

7. das am 2. Oktober 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Osniszewko in Osniszewko im Kreiſe Hohenſalza 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 44 S. 410, 
ausgegeben am 26. Oktober 1911; a 

8. das am 7. Oktober 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft Landskron in Landskron im Kreiſe Friedland durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 43 S. 739, aus⸗ 
gegeben am 26. Oktober 1911. 


a Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin „gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefegfammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 0 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 J) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


